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Interessenkollision zwischen Inhaberin der elterlichen Sorge und ihren unmündigen Kindern in einer erbrechtlichen Auseinandersetzung
1. Ausgangslage und Fragestellung

Die Tochter und Miterbin eines in Thailand verstorbenen Mannes hat das Erbe wegen Über-schuldung des Nachlasses für sich und ihre drei unmündigen Kinder innert der gesetzlichen Frist ausgeschlagen. Gleichzeitig hat sie die Vormundschaftsbehörde ersucht, bei der Auf-sichtsbehörde die Zustimmung gemäss Art. 422 Ziff. 5 ZGB einzuholen. Die Vormund-schaftsbehörde hat für die drei unmündigen Kinder eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB errichtet und einen Beistand ernannt und diesen mit der Interessenwahrung der Kinder beauftragt. Der Beistand erkundigt sich, ob diese Beistandschaft notwendig sei; nachdem die Mutter als Erbin ausgeschieden sei, könne wohl nicht mehr von einer Interessen-kollision gesprochen werden.

2. Erwägungen

Grundsätzlich haben die Eltern von Gesetzes wegen die Vertretung des Kindes gegenüber Dritten im Umfang der ihnen zustehenden elterlichen Sorge (Art. 304 Abs. 1 ZGB). Diese Vertretungsbefugnis entfällt automatisch, wenn die Eltern in einer Angelegenheit Interessen haben, die denen des Kindes widersprechen (Art. 306 Abs. 2 ZGB; BSK-Schwenzer, Art. 306 ZGB N 6). In diesem Fall ist für die Kinder eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB zu errichten. Bei Vorliegen eines besonderen Grundes, insbesondere wenn die Ange-legenheit dringlich und infolge ihrer Liquidität rasch lösbar ist, oder wenn sie unproblema-tisch ist, dass die Beteiligung eines Beistands eine unnötige Formalität darstellen würde, kann die Vormundschafsbehörde auf die Errichtung einer Beistandschaft verzichten und stattdessen selbst handeln (a.a.O N. 7).
Eine Interessenkollision liegt bereits vor bei abstrakter Gefährdung der Interessen, d.h. bei blosser Möglichkeit der Gefährdung. Es ist nicht massgeblich, wie weit sich der gesetzliche Vertreter im Einzelfall um objektive Wahrung der Interessen der Kinder (oder der durch einen Beistand, Beirat oder Vormund vertretenen erwachsenen Person) bemüht, ob er dazu auch fähig ist und wie viel Vertrauen er im Einzelfall verdient (BSK-Langenegger, Art 392 N 26).
Die Behörde prüft die Frage, ob eine Interessenkollision gegeben ist, unter Würdigung aller Umstände. Der Entscheid ist in gewissen Fällen ein Ermessensentscheid, in anderen Fällen ist die Beistandsbestellung zwingend. (z.B. bei Anfechtung der Vaterschaft durch das urteilsun-fähige Kind nach Art. 256 ZGB). (a.a.O. N 28).
Im vorliegenden Fall ist die Mutter durch ihre Ausschlagung als Miterbin ausgeschieden, an ihre Stelle treten vorbehältlich einer Verfügung von Todes wegen des Erblassers ihre unmün-digen Kinder (Art. 572 Abs. 1 ZGB). Damit fehlt es an einer auch nur abstrakten Interessen-kollision.

3. Schlussfolgerung

Die Mutter ist als Inhaberin der elterlichen Sorge kraft Art. 304 Abs. 1 ZGB berechtigt, das Erbe für ihre Kinder auszuschlagen. Dazu braucht es keine Mitwirkung der Vormundschafts-behörde und auch die Zustimmung der Aufsichtsbehörde nach Art. 422 Ziff. 5 ZGB ist nicht erforderlich (BSK- Geiser, Art. 421/422, N 11).

Wenn nun die Mutter im vorliegenden Fall in Unkenntnis dieser Rechtslage, die Vormund-schaftsbehörde über ihre Ausschlagung der Erbschaft orientiert und sie ersucht, die Zustim-mung der Aufsichtsbehörde zur Ausschlagung der Erbschaft der Kinder einzuholen, kann die Vormundschaftsbehörde dies zum Anlass nehmen, mindestens summarisch zu prüfen, ob der ausgeschlagene Nachlass tatsächlich überschuldet war. Dabei kann sie wohl davon ausgehen, dass die Mutter im eigenen Interesse die erforderlichen Abklärungen getroffen hat. Falls dies eindeutig und ohne grosse Abklärungen festzustellen ist, besteht erst recht kein Grund zur Er-richtung einer Beistandschaft. Falls Zweifel daran bestehen, die Mutter aber die notwendigen Abklärungen unterlässt und den Kindern dadurch ein Vermögensschaden entstehen könnte, wäre eine Gefährdung des Kindeswohls im Sinne von Art. 307 Abs. 1 ZGB gegeben. In die-sem Fall müsste für die Kinder eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB (und nicht eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB) errichtet und der Beistand beauftragt werden, die Interessen der Kinder bei der Nachlassregelung wahrzunehmen. Die elterliche Sorge könnte nötigenfalls gestützt auf Art. 308 Abs. 3 ZGB  in Bezug auf diese Interessen-wahrung beschränkt werden. 
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